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Neues aus der Rechtsprechung 

Beweiswert passgenauer Krankmeldungen kann auch bei 

arbeitgeberseitiger Kündigung erschüttert sein 

Nach Auffassung der Arbeitsgerichte kommt der ordnungsgemäß ausge-

stellten Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ein hoher Beweiswert für das 

Vorliegen tatsächlicher Arbeitsunfähigkeit zu. Das Vorliegen eines Attestes 

gibt dem Arbeitnehmer im Regelfall einen Lohnfortzahlungsanspruch. 

Manchmal erkranken Arbeitnehmer unmittelbar nach Zugang einer Kün-

digung bis zum Ende der Kündigungsfrist. Für einen solchen Fall hat das 

Bundesarbeitsgericht (BAG) im Urteil vom 13. Dezember 2023 

(Az. 5 AZR 137/232) entschieden, dass der Beweiswert von Arbeitsunfä-

higkeitsbescheinigungen erschüttert sein kann, wenn der arbeitsunfähige 

Arbeitnehmer nach Zugang der Kündigung eine oder mehrere Folgebeschei-

nigungen vorlegt und die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen „passgenau 

die Dauer der Kündigungsfrist umfassen“ und der Arbeitnehmer unmittel-

bar nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine neue Beschäftigung auf-

nimmt. 

Zum Sachverhalt: Ein als Helfer bei der beklagten Arbeitgeberin be-

schäftigter Mitarbeiter war zunächst am 02.05.2022 arbeitsunfähig er-

krankt und hatte ein Attest für die Zeit vom 02.05. bis zum 06.05.2022 

vorgelegt. Die beklagte Arbeitgeberin hatte dann mit einem 

03.05.2022 zugegangenen Kündigungsschreiben vom 02.05.2022 das 

Arbeitsverhältnis zum 31.05.2022 gekündigt. Der Arbeitnehmer war 

daraufhin mit Folgebescheinigungen vom 06.05.2022 und 20.05.2022 

bis zum 31.05.2022 (einem Dienstag) weiter erkrankt. Er nahm dann 

am 01.06.2022 eine neue Beschäftigung auf und war arbeitsfähig. 

Bekannte Fallgruppe Eigenkündigung des Arbeitnehmers: 

Im Urteil vom 08.09.2021 (Az. 5 AZR 149/21) hatte sich das BAG mit 

dem Beweiswert einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung befasst, 

wenn nach einer Eigenkündigung des Arbeitnehmers am gleichen 

Tag eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung bis zum Ende des Ar-

beitsverhältnisses übergeben wird. In diesem Fall entfällt der zu-

nächst bestehende Beweiswert der Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
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gung, weil nach einer Gesamtbetrachtung Anlass zu ernsten Zwei-

feln an der Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers besteht. Dann hat 

der Arbeitnehmer die volle Darlegungs- und Beweislast für das Be-

stehen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit, also die Vorausset-

zung für den Entgeltfortzahlungsanspruch nach § 3 Abs. 1 EFZG ist. 

Der Leitsatz des BAG lautet:  

Kündigt ein Arbeitnehmer sein Arbeitsverhältnis und wird er 

am Tag der Kündigung arbeitsunfähig krankgeschrieben, kann 

dies den Beweiswert der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 

insbesondere dann erschüttern, wenn die bescheinigte Arbeits-

unfähigkeit passgenau die Dauer der Kündigungsfrist umfasst.  

Mehrere Landesarbeitsgerichte sind dieser Rechtsprechung gefolgt, 

haben dabei aber immer zusätzlich die Umstände des Einzelfalls be-

wertet. So hat beispielsweise das LAG Köln (Urteil vom 10.08.2023, 

Az. 6 Sa 682/22) den Beweiswert einer mit der Eigenkündigung ein-

gereichten Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung dann als nicht erschüt-

tert angesehen, wenn der Arbeitnehmer eine entsprechende medizi-

nische Vorgeschichte (in diesem Fall: psychische Belastungsstörung) 

beweisen konnte. Es bedurfte dazu aber einer detaillierten Sachver-

haltsaufklärung. 

Weitere Fallgruppe: Passgenaue Krankmeldung folgt einer Kündigung des 

Arbeitgebers nach 

In dem am 13.12.2023 entschiedenen Fall ging es nicht um die Eigen-

kündigung des Arbeitnehmers, sondern eine vom Arbeitgeber aus-

gesprochene Kündigung.  

Das BAG formuliert, es sei „nicht entscheidend, ob es sich um eine 

Kündigung des Arbeitnehmers oder eine Kündigung des Arbeitge-

bers handelt und ob für den Beweis der Arbeitsunfähigkeit eine oder 

mehrere Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen vorgelegt werden“. 

Damit wird der Anwendungsbereich der Rechtsprechung aus dem 

Jahr 2021 erweitert. 

Aber: Wie immer ist eine Gesamtbetrachtung vorzunehmen. Besteht 

Anlass zu ernsthaften Zweifeln an der Arbeitsunfähigkeit des Arbeit-

nehmers, entfällt der Beweiswert.  

Hier liegt aus Sicht des BAG zwar nicht bei der ersten Arbeitsunfä-

higkeitsbescheinigung vom 02.05.2022, aber bei den Folgebescheini-

gungen vom 06.05. und 20.05.2022 bis zum Ende des Arbeitsverhält-
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nisses, eine Koinzidenz zwischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigun-

gen und Ende des Arbeitsverhältnisses vor. Der Beweiswert der Ar-

beitsunfähigkeitsbescheinigungen ist damit erschüttert, weil ernstli-

che Zweifel an deren Richtigkeit bestehen.  

In dem nun fortzusetzenden Rechtsstreit beim LAG Niedersachsen 

wird aufgeklärt werden, ob der Arbeitnehmer krank war oder nicht. 

Dafür muss der Arbeitnehmer den vollen Beweis erbringen bzw. zu-

nächst die Umstände seiner Krankheit darlegen. Dies geschieht übli-

cherweise durch die Benennung des die Arbeitsunfähigkeitsbeschei-

nigung ausstellenden Arztes als Zeugen, das Beibringen ärztlicher 

Befundberichte und eine nähere – mit Beweisantritten versehene – 

Erläuterung der Krankheit. Es ist somit nicht ausgeschlossen, dass 

der Arbeitnehmer seine Entgeltfortzahlung erhält. In jedem Fall ist 

ihm Weg dorthin erheblich erschwert.  

Auswirkungen für die Praxis: 

Folge der Rechtsprechung des BAG ist, dass der verbreiteten Praxis, 

nach Ausspruch einer Eigenkündigung oder Zugang einer arbeitge-

berseitigen Kündigung bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses „pass-

genau“ zu erkranken, entgegengetreten werden kann. Der Aufwand 

für diejenigen Arbeitnehmer, die so vorgehen, erhöht sich beträcht-

lich, wenn sich der Arbeitgeber in diesen Fällen entschließt, die Ent-

geltfortzahlung zu verweigern und den damit verbundenen Prozess-

aufwand in Kauf zu nehmen. Auf der Seite der Arbeitnehmer bedarf 

es dann doch recht aufwendigen schriftsätzlichen Vortrags zum tat-

sächlichen Vorliegen einer Erkrankung (wie in dem oben dargestell-

ten Fall des LAG Köln). Nach unserer Erfahrung lohnt sich zumin-

dest mittelfristig diese Strategie, insbesondere in Unternehmen, in 

denen derartige Vorgänge häufig auftreten. 
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